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Die Stellung unter Polizeiaufſicht. 
Von Dr. Anton Hochegger, k. k. Polizeiconeipiſten in Trient. 
(Schluß.) 


Uebergehend zu den Erwägungen, welche bei Anwendung der 
nunmehr theoretiſch erörterten Beſtimmungen des Abſatzes 2 a maß⸗ 
gebend fein dürften, wird es zweckmäßig fein, der aufgeſtellten Ein- 
theilung in Excludirung, Internirung und ſpecielle Internirung in der 
Heimatgemeinde zu folgen. 

Die Excludirung als weniger ſtrenge Maßnahme dürfte haupt 
ſächlich dort in Anwendung zu bringen ſein, wo es ſich darum handelt, 


ein Individuum von einem Ort, den dasſelbe mit Vorliebe zum Schau- 
plage feiner gegen die öffentliche Ordnung gerichteten Handlungen 


machte, ferne zu halten, oder demſelben die Möglichkeit zu entziehen, 
mit denjenigen Genoſſen, welche in einem begrenzten Gebiete ſtändig 
wohnhaft ſind, ſich wieder in Verbindung zu ſetzen. 

Dieſe Maßnahme ähnelt ganz der im § 2 des Geſetzes vom 
27. Juni 1871, R. G. Bl. Nr. 88, gegen beſtimmte Perſonen geſetz⸗ 
lich zuläſſigen zeitweiligen oder ſtändigen Ausweiſung aus einem beſtimmten 


Gebiete, nur mit dem Unterſchiede, daß die im Sinne des 8 9 des 
Vagabundengeſetzes verfügte Ausweiſung ſich höchſtens auf die Dauer 


von drei Jahren erſtrecken kann. 

Die Internirung als ſtrengere Maßnahme wird von denjenigen 
Erwägungen ausgehen, ob eine engere oder weitere Confinirung dem 
Grade der Gefährlichkeit des Individuums angemeſſen erſcheine, ferner 
ob der Ruf desſelben und die Erwerbsverhältniſſe nicht durch zu enge 


Ziehung der Aufenthaltsgrenzen in dem Maße geſchädiget werden, daß 


aus Mangel an Erwerb und Mißachtung der in dem engen Gebiete 


allbekannten Perſon des Beaufſichtigten üble Folgen für die anzuſtrebende 


Hintanhaltung des Rückfalles zu befürchten ſind. 
Die Juternirung auf das Heimatgebiet iſt gewiß die ſtrengſte 


Art der Confinirung und dürſte wohl nur gegen unverbeſſerliche In⸗ 


dividuen anzuwenden ſein, weil bei denſelben ein wahrhaftes Streben 


beſtimmten Räumlichkeiten und Verſammlungen. C. Einſchränkung der 
perſönlichen Freiheit während der Nachtzeit. 

Die perjönfiche iu beſtimmten Friſten ſtattfindende Meldung bei 
der Sicherheitsbehörde iſt im Zuſammenhange mit der gemeſſenen Be⸗ 
ſtimmung des Abſatzes 2 b dazu angethan, über das Leben und Treiben 
des Beaufſichtigten und deſſen Evidenzhaltung ſich ſtete Gewißheit zu 
verſchaffen und dürfte gegen faſt jeden internirten Beaufſichtigten mit 
gutem Erfolge angewendet werden, da dieſe Verpflichtung keine ſehr 
drückende iſt und es bei der heutigen Organiſirung der Gendarmerie 
auch ohne großen Zeitverluſt dem Einzelnen ermöglicht wird, dieſer 
Verpflichtung nachzukommen. 

Die Beſtimmung vom Ausſchluſſe des Beſuches gewiſſer Räum⸗ 
lichkeiten wird von der Erwägung ausgehen, welche Leidenſchaften den 
Beaufſichtigten zur Begehung gewiſſer, die menſchliche Geſellſchaft 
beleidigender Handlungen und Delicte hauptſächlich veranlaſſen. Der 
Hang zum Trunke, der Verkehr mit liederlichen Dirnen, die Streitluſt, 
die Luſt zum Gelegenheitsdiebſtahl werden die Ausſchließung vom 
Wirthshauſe, von Häuſern und Oertlichkeiten üblen Rufes, größeren 
Verſammlungen (Kirchweihfeſten, Schützenfeſten ꝛc.) zur Folge haben. 

Endlich die Beſchränkung der perſönlichen Freiheit, namlich zur 
Nachtzeit ſich in der Wohnung aufhalten zu müſſen, wird von ganz 
ähnlichen Erwägungen ausgehen, wie die vorſtehend auseinandergeſetzten, 
und iſt für Denjenigen, der tagsüber ordentlich ſchafft, keine rigoroſe 
Maßregel, wird daher meiſtentheils mit Erfolg angewendet werden. 

Nachdem nun die facultativ anzuordnenden Maßnahmen der 
Stellung unter Polizeiaufſicht erörtert wurden, erübrigt noch, abgeſehen 
von der in jedem Polizeiaufſichtserkenntniſſe erſichtlich zu machenden 
Beſtimmung der Zeitdauer als nothwendigen Beſtandtheiles desſelben, 
ſpeciell die Handhabung der im Abſatze 2 b und d angeordneten apodik⸗ 
tiſchen Maßnahmen näher zu beleuchten. 

Abſatz 2 b ſetzt feſt, daß der Ueberwachte jeden Wohnungswechſel 
an demſelben Tage bei der Sicherheitsbehörde anzuzeigen habe; es iſt 
dies ſomit eine Verpflichtung, welcher der Betroffene ohne weitere Auf⸗ 
forderung nachzukommen hat. Wie kann die Einhaltung derſelben nun 
überwacht werden? Der politiſchen Behörde unterſtehen Gendarmerie und 
die Gemeinden als helfende Sicherheitsorgane. Somit iſt es Sache 
dieſer beiden, die Ueberwachung zu leiten, und zwar Hand in Hand. 
Als Controle kann die in dieſem Abſatze feſtgeſetzte weitere Maßregel 
angeordnet werden, daß der Gemeindevorſtehung und eventuell der 
Gendarmerie die Befugniß ertheilt oder ſelbe in befonderen Fällen 
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beauftragt wird, den Beaufſichtigten zu citiren und über alles Zweck⸗ Fällung dieſes Erkenntniſſes in Folge der höheren Bedeutung desſelben 
dienliche Auskunft zu verlangen. auch nur Conceptsbeamte zuzuziehen ſind. 

Um die leitende politiſche Behörde über das Verhalten der ſämmt⸗ Es dürfte wohl aus der ganzen Erörterung hervorgegangen ſein, 
lichen Beaufſichtigten im Laufenden zu erhalten, wird die Anordnung daß das Inſtitut der Stellung unter Polizeiaufſicht eigenartig iſt und 
einer periodiſchen Berichterſtattung über Leben, Aufenthalt und Erwerb bei Anwendung der letzteren die concrete Situation recht ins Auge 
des unter Polizeiaufſicht Geſtellten gewiß ſehr zweckentſprechend ſein. gefaßt werden ſoll, da es ſich um die Erreichung hochwichtiger Zwecke 

Was endlich die Anwendung der Haus- und Perſonsunterſuchung und ſchließlich um eine lang andauernde Freiheitsbeſchränkung handelt. 
betrifft, fo kann wohl im Hinblicke auf das Mißliche dieſer Maßregel Die Garantie der Freiheit der Perſon, wie ſelbe uns im Staats⸗ 
nur eine vorſichtige und überlegte Anwendung empfohlen werden. Bei | grundgejege gewährleiſtet iſt, darf und ſoll nicht anders als auf wohl⸗ 
un verbeſſerlichen Individuen allerdings muß ſelbe ſtets zur An- erwogene Weiſe beeinträchtiget werden und kann und darf niemals das 
wendung gelangen, da hier die Frage der Schädigung des Rufes und Inſtitut der Stellung unter Polizeiaufſicht dem einzigen Zwecke der 
Erwerbes ohnedies zurücktritt, weil es ſich um die Geſellſchaft und deren Unſchädlichmachung des aus der Strafhaft entlaſſenen Individuums 
Schutz und Sicherheit handelt. Schon anfangs wurde erwähnt, daß das dienen und mögen die Geſetzesworte des Schlußpaſſus des 8 9 in 
Inſtitut der Stellung unter Polizeiaufſicht auch eine Beſſerungstendenz | ſteter Anſchauung gehalten werden, welche den ſchönen Gedanken in ſich 
in ſich trägt. | begreifen „Der Irrende ſoll ſchonend behandelt werden, ſo lange es 

Beſtimmt doch das Geſetz im Schlußſatze des § 9, daß die An- möglich iſt. Dem Irrenden gieb die Möglichkeit, den richtigen Weg zu 
wendung der Beſtimmungen der Polizeiaufſicht dann zu entfallen hat, finden, nie aber preſſe die Zeilen der Staatsgewalt fo, daß derſelbe 
wenn ihre Nothwendigkeit entfällt. Die leitende Behörde kann aber nur davon moraliſch erdrückt werde und laſſe Freiheit oder doch Milde dort 
auf Grund der ſteten Kenntniß des Benehmens des einzelnen Beauf- walten, wo ſelbe erbüßt wurde.“ 
ſichtigten dazu kommen, von dieſer geſetzlichen Beſtimmung Gebrauch zu 
machen. Schon aus dieſem Grunde wird die periodiſche Berichterſtattung 
der Gemeinde und Gendarmerie erforderlich ſein. Es erzeugt ja über- 
haupt die Hoffnung auf Befreiung von der drückenden Feſſel einer 
ſtrengen Polizeiaufſicht gewiß in jedem halbwegs verbeſſerlichen Menſchen 
das Beſtreben, ſich durch entſprechendes Benehmen dieſe zu verdienen, 
oder wenigſtens eine Erleichterung derſelben herbeizuführen. Se en BD: Ya e 8189 Bent 

Durch vorſtehende Erörterungen dürfte das Materielle des Inſtituts darin zu geſtatten Jo lange dieſe Anlagen derart umfriedet find, 
der Sinn er A al BT beuge ben Es | daß fie gegen das Wange we als abgefchloffen 
5 aber noch erforderlich, über Form, Verfahren und Handha 5 5 
ere kurze f 5 geben. * 5 Ueber die Frage, ob nach unſerer Jagdgeſetzgebung Beſitzer von 

Das Polizeiaufſichtserkenntniß wird zum Zwecke der im Intereſſe umfriedeten Parks, N kun derlef Anlagen as find, 7 
der öffentlichen Ordnung nothwendig befundenen Einſchränkung der Frei- Gemeindejagdpächtern 1 1 ee, 8 1999 . 5 
heit des zu Treffenden geſchöpft und zwar in Folge der mit gericht— Ackerbauminiſterium am August 1880, 3. „nachfolgende 


; : se 455 fe 15 auch den Sachverhalt in ſich ſchließende Entſcheidung gefällt. 
ee rechts ei ee eee eee Die k. k. Statthalterei hat mit Entſcheidung vom 13. Mai 
Im Geſetze iſt nirgends ausgeſprochen, ob das Erkenntniß ohne 1880, 3. 4225, dem Recurſe des Grafen S. E. zu W. gegen den 


vorherige Vernehmung des Betreffenden geſchöpft werden darf, ob ein Erlaß der k. k. Bezirkshauptmannſchaft W. vom 12. April 1880, 
Protokoll aufzunehmen iſt, ob und wie das Erkennkniß intimirt wird, Z. 2596, inſoweit mit dem letzteren die bezirkshauptmannſchaftliche 
ob ferner dem zur Stellung unter Polizeiaufſicht Verfällten noch ein Entſcheidung vom 28. Jänner 1879, 3. 1455, durch welche dem 
Recursrecht gegen dies Erkenntniß als ſolches oder gegen einzelne Be. Pächter der Gemeindejagd von P. das Recht der Ausübung der Jagd 
stimmungen desſelben offen ſtehe Es ſcheint ur ber Natur der Sache in dem zur Herrſchaft S. gehörigen ſogenannten Faſanengarten zu— 
gelegen, daß die Fällung eines ſolchen dem einzelnen Individuum fo geſprochen worden war, als rechtskräftig erklärt und erkannt wurde, 
tief eingreifenden Erkenntniſſes nur auf Grund der Vernehmung des daß der Gutsverwaltung S. nicht das Recht zuſtehe, dem Gemeinde⸗ 
unter Polizeiaufſicht zu Stellenden zu erfolgen hat und daß demſelben jagdpächter von P. das Jagen im Faſanengarten zu verwehren, keine 
VVV Folge gegeben, weil auf dieſen Faſanengarten die Ausnahmsbeſtim⸗ 
dies aus dem inneren Weſen unſerer Verwaltungsrechtspflege und den mungen der 88 4 und 5 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849, 
Bejtimmungen der Polizeiſtrafgeſetzgebung hervor. R. G. Bl. Nr. 154, nicht anwendbar ſeien, ſohin im Sinne des § 6 

Gegen die Fällung eines Abſchiebungs⸗ oder Abſchaffungserkennt⸗ des gedachten Patentes die Jagd daſelbſt der Gemeinde P., reſp. dem 
niſſes ſteht nach 8 7 des Geſetzes vom 27. Juli 1871 dem hievon Be- Gemeindejagdpächter von P. zuſtehe, welchem auch die Jagdausübung 
troffenen das Recursrecht zu; um ſo mehr wird und muß dieſes Recht auf verzäunten Grundſtücken durch kein Geſetz unterſagt ſei. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Beſitzer eines eingefriedeten Parkes oder Gartens kann 


gegen ein bedeutend tiefer in die Freiheitsſphäre des menſchlichen Indivi⸗ Gegen die vorſtehende Statthalterei⸗Entſcheidung hat Graf E. 
duums eingreifendes Erkenntniß offen ſtehen. als Eigenthümer der Herrſchaft S. den Miniſterialrecurs eingebracht. 
Wenn ferner die Polizeiſtrafgeſetzgebung bei geringen Ueber⸗ Das Ackerbauminiſterium findet dieſem Recurſe des Grafen E. 


tretungsfällen auf Grund der Miniſt.-Verord. vom 3. April 1855, | unter Behebung der recurrirten Entſcheidung Folge zu geben und zu 
R. G. Bl. Nr. 61, im 8 3 das Protokollarverfahren adoptirt, ſo erkennen, daß Graf E. nicht verhalten werden kann, dem Jagdpächter 
wird wohl bei dem zu fällenden Polizeiaufſichtserkenntniſſe dieſes Ver⸗ von P. das Jagen in ſeinem, des Grafen E., Faſanengarten, zu 
fahren zweckmäßigerweiſe wohl ebenfalls platzgreifen müſſen. geſtatten, ſo lange dieſer Garten derart umfriedet iſt, daß er gegen das 

Doch abgeſehen von den formellen äußeren Gründen kann aus Betreten durch dritte Perſonen als vollſtändig abgeſchloſſeu angeſehen 
inneren Gründen kein anderes Verfahren eingeſchlagen werden, als das werden muß. — Gründe: Aus den Acten ergibt ſich und wird auch von den 
der Vernehmung der unter Polizeiaufſicht zu ſtellenden Perſon ſelbſt, Streitgegnern des Recurrenten nicht in Abrede geſtellt, daß der ſog. Faſanen⸗ 
da immerhin trotz ſorgfältig gepflogener Vorerhebungen neue Momente garten beim Graf Eichen Schloſſe S. ganz umzäunt und eingefriedet, 
hinzutreten können, welche abändernd auf die Abfaſſung des Erkennt⸗ ſowie durch ſperrbare Thüren, welche theils durch die Wohngebäude, 
niſſes wirken werden, auch eine Auseinanderſetzung, eine Belehrung, theils von außen her in den Faſanengarten führen, gegen das Ein⸗ 
Ermahnung des zu beaufſichtigenden Individuums nur mündlich mit dringen und Betreten durch Fremde vollſtändig abgeſchloſſen iſt. Derlei 
Zweckerſolg zu geſchehen pflegt. Hiebei kann eine Frage nicht unerwähnt eingefriedete Hausgärten oder mit einem Wohnhauſe unmittelbar 
gelaſſen werden, nämlich, ob zur rechtsgiltigen Fällung eines Polizei- zuſammenhängende und mit denſelben gemeinſam eingefriedete Parks 
aufſichtserkenntniſſes ein Conceptsbeamter nothwendig ſei, oder ob es können als zum Wohnhauſe gehörig ihrer Anlage und Beſtimmung nach 
genügt, wie dies in der Praxis geſchehen mag, wenn der jeweilige Bezirks- nicht als Jagdgründe angeſehen werden und dürfen daher ohne Zuſtim⸗ 
ſecretär dieſes Erkenntniß fällt? Dem Geifte der Geſetzgebung entſprechend mung des Beſitzers oder feines Beſtellten von keinem Fremden betreten, 
wird es conform ſein, daß gerade jo wie bei Fällung von Ueber- noch kann der Beſitzer verhalten werden, dritten Perſonen die Thüren 
tretungsfällen (Gewerbe, Forſt, Jagd) nur Conceptsbeamte fungiren, zur des Parkes zu öffnen und ſie darin jagen zu laſſen. 


Die Entſcheidungen der I. und II. Inſtanz, welche ausſprechen, 
das dem Grafen E. nicht das Recht zuſtehe, dem Jagdpächter von P. 
das Jagen im Faſanengarten zu verwehren, weil die Ausnahms⸗ 
beſtimmungen der §8 4 und 5 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849, 
R. G. Bl. Nr. 154, auf den Faſanengarten nicht anwendbar ſeien, 
treffen in ihren Motiven nicht zu, weil ja Graf E. kein Jagdrecht 
anſpricht und nicht behauptet, daß ſein Faſanengarten ein Thiergarten 
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oder 115 Hekt. groß ſei. 


Die Berufung der unteren Inſtanzen auf die „Rechtskraft“ 
einer bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung vom J. 1879 iſt gleich⸗ 
falls unzutreffend, weil im recurrirten Falle es ſich zwar um ähnliche, 
aber um andere Thatumſtände und Handlungen als im Jahre 1879 
handelt, übrigens auch von der J. Inſtanz mit der Entſcheidung vom 
Jahre 1879 kein Recht unter den Parteien geſchaffen 1 8 155 
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Die Aerzte ſind verpflichtet, Kranke auch in der Nacht zu 
beſuchen. 

Unterm 11. Auguſt 1877 erſtattete Franz N., Oberſteinſchleiſer 
in der T.’er Dampjmühle, bei der dortigen Bezirkshauptmannſchaſt die 
Anzeige gegen den Arzt Dr. Adolf R. wegen Verweigerung der ärzt- 
lichen Hilfeleiſtung bei ſeiner Gattin, welche in Folge deſſen geſtorben ſei. 

Nach Inhalt der Anzeige iſt ſeine Gattin Joſefa N. in der 
Nacht vom 2. auf den 3. Auguſt 1877 niedergekommen, worauf ſie 
derart ſchwer erkrankte, daß nach dem Ausſpruche der Hebamme 
Marie V. die ſogleiche ärztliche Hilfe dringend nothwendig war. Infolge 
deſſen begab ſich Franz N. gegen 1 Uhr Nachts zum Dr. R., welcher 
jedoch, wiewohl ihm die Gefährlichkeit des Falles dargeſtellt wurde, 
erklärte, dies gehöre nicht zu ihm und N. möge ſich an einen anderen 
Arzt wenden. N. begab ſich hierauf zum Dr. L, traf ihn jedoch nicht 
zu Haufe an und da ihm als Fremden die Wohnungen anderer Aerzte 
in T. nicht bekannt waren, er auch Niemandem unterwegs begegnete, 
der ihm einen Arzt hätte bezeichnen können, kehrte er nach Haufe 
zurück, worauf nach Verlauf einiger Stunden ſeine Gattin am Blut— 
ſturze verſchied. 

Die Bezirkshauptmannſchaft übermittelte dieſe Anzeige der T.’er 
Staatsanwaltſchaft zur geeigneten Verfügung nach $ 335 des St. G. ), 
welche jedoch laut Zuſchrift eröffnete, daß die Verweigerung der ärzt- 
lichen Hilfe nicht unter die Beſtimmungen des Strafgeſetzes falle. 

Angeſichts deſſen hat die Bezirkshauptmaunſchaft gegen Dr. R. 
die Strafverhandlung eingeleitet, bei welcher Franz N. die in der 
obigen Anzeige zur Sprache gebrachten Umſtände wiederholte und über- 
dies angab, daß an der Thüre der Wohnung des Dr. R. feine Adreſſe 
mit der Bezeichnung: „Dr. der Medizin und Magiſter der Geburts- 
hilfe“ auf einer Tafel erſichtlich gemacht ſei. 

Zur Rechtfertigung gezogen, erklärte Dr. R., daß er in der 
That in der Nacht am 3. Auguſt 1877 von einem Herrn geweckt wurde, 
daß er jedoch das Bett gar nicht verließ, da er bruſtkrank ſei, gerade 
dazumal unwohl geweſen, überhaupt in der Nacht niemals Kranke 
beſuche, ferner daß er dieſen Entſchuldigungsgrund dem Kläger gegen— 
über mit der Bemerkung vorbrachte, daß er ſich mit der Geburtshilfe 
nicht befaſſe, er ſich daher an Dr. B. wenden möge. Dr. R. behauptete 
auch, daß er in der fraglichen Nacht eine halbe Stunde früher einen 
Iſraeliten, der ihn diesfalls auſprach, ebenſalls abwies, endlich daß er 
als geweſener Militärarzt wenig Praxis in der Geburtshilfe habe und 
daß er deshalb Parteien, die ihn in dieſer Hinſicht um ärztlichen Bei⸗ 
ſtand anſuchen, an den Arzt Dr. B. weiſe. Als Zeugen zur Erweiſung 
des Umſtandes, daß er kränklich war, berief Dr. R. die Ifraeliten 
Kaſſil S. und Hudie R., die angeblich in derſelben Nacht ihn um 
ärztliche Hilſe anſuchten. 

Nach abgeführter Verhandlung verurtheilte die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft den Dr. R. wegen Uebertretung gemäß Hofdecretes vom 
24. Jänner 1832, 3. 5981 *), nach der Miniſterial-Verordnung vom 


Enthält allgemeine Vorſchriften in Beziehung auf die Vergehen und 
Uebertretungen gegen die Sicherheit des Lebens. 

Seine k. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſtem Cabinets⸗ 
ſchreiben vom 18. Jänner 1832 zu befehlen geruht: „Gegen jeden Arzt, welcher, 
ohne es thun zu können, ſich weigert, den Kranken den nöthigen Beiſtand zu 
leiſten und ſich überall da, wo es die Noth erfordert, verwenden zu laſſen, nach 
den beſtehenden Vorſchriften die Amtshandlung eintreten zu laſſen.“ (Dieſes Hof⸗ 


30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198 *), zu einer Geldſtrafe 


von 25 Gulden. 

In den Erkenntnißmotiven wird angeführt, daß der Beweis der 
Schuld durch das eigene Geſtändniß erbracht ſei, daß Dr. R. fein 
Unwohlſein nicht dargethan habe und daß die von ihm berufenen Zeu— 
gen nicht angeben könnten, wann ſie ihn zum kranken Sohne des 
Käſſil S. eingeladen hatten. 

In dem dagegen eingebrachten Statthaltereirecurſe hat Dr. R. 
geltend gemacht, daß im Sinne des Hofkanzleideeretes vom 24. Jänner 
1832 nur derjenige Arzt für ſchuldig erkannt werden könne, der im 
Stande ſei, Hilfe zu leiſten, ſolche aber aus Launen oder Muthwillen 
nicht leiſten wolle, was bei ihm nicht der Fall ſei, da er laut des von 
drei Aerzten beſtätigten Zeugniſſes ſeit der Kindheit bruſtkrank ſei und 
gerade in jener Nacht außerordentlich leidend war, ſo daß er, um nur 
etwas ruhen zu können, ſich eine Morphiuminjection machen mußte und 
im Schweiße gebadet lag; ſo war er beim beſten Willen nicht im 
Stande, der Aufforderung des Klägers Folge zu leiſten, weil er mitten 
im Schweiße der Nachtluft ſich nicht ausſetzen konnte, überdies der 
Morphiumrauſch ihm das Verlaſſen des Bettes unmöglich machte. 

Ueber dieſen Recurs hat die Statthalterei mit der Entſcheidung 
vom 28. Februar 1879, 3. 49.440, das Straſerkenntniß erſter 
Inſtanz aus den daſelbſt angeführten Gründen beſtätigt. 

In Folge Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern, an welches 
Dr. R. recurrirte, hat der T’er Bezirksarzt auf Grund der vor— 
genommenen ärztlichen Unterſuchung ſich berichtlich dahin ausgeſprochen, 
daß Dr. R. an einer infiltratis tuberculosa pulmonum bbeider⸗ 
ſeitige tuberkulöſe Lungen-Infiltration) feit mehreren Jahren leide, 
daß die Krankheitserſcheinungen zuweilen in höherem, zuweilen in 
minderem Grade auftreten, daß jedoch ſein Geſundheitszuſtand die 
Ausübung der ärztlichen Praxis zur Nachtzeit nicht zulaſſe. Zugleich 
bemerkte der Bezirksarzt, daß, ſo viel ihm bekannt, Dr. R. mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeinen Geſundheitszuſtand den ärztlichen Beiſtand zur Nacht— 
zeit und zwar nach 10 Uhr Abends ſelbſt jenen Kranken verſage, 
deren Behandlung er übernommen habe. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 21. Juni 1880, 
3. 7550, den Recurs des Dr. Adolf R. gegen die Statthalterei-Ent— 
ſcheidung vom 28. Februar 1877, Z. 49 440, mit welcher der Recurrent 
in Beſtätigung des Erkenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft in T. vom 
12. Auguſt 1878, 3. 11.768, wegen Verweigerung des ärztlichen 
Beiſtandes zu einer Geldſtrafe im Betrage von 25 fl. verurtheilt 
wurde, gemäß § 3 der Miniſterial⸗Verordnung vom 31. Jänner 1860, 


R. G. Bl. Nr. 31 /, als unſtatthaft zurückgewieſen und dem damit 


in Verbindung gebrachten Gaadengeſuche wegen Abgangs beſonders rück— 
ſichtswürdiger Motive keine Folge gegeben. H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. II. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 14. April. 

35. Geſetz vom 29. Februar 1880, betreffend die Abwehr und Tilgung 
anſteckender Thierkrankheiten. 

36. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz, des Ackerbaues 
und des Handels vom 12. April 1880, mit welcher Durchführungsbeſtimmungen. 
zu dem Geſetze vom 29. Februar 1880 (R. G. Bl. Nr. 35), betreffend die 
Tilgung anſteckender Thierkrankheiten, erlaſſen werden. 

XV. Stück. Ausgeg. am 14. April. 

37. Geſetz vom 29. Februar 1880, betreffend die Abwehr und Tilgung 
der Rinderpeſt. 

38. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz, des Ackerbaues 
und des Handels vom 12. April 1880, mit welcher Durchführungsbeſtimmungen 


decret iſt u. A. abgedruckt in der Prov.⸗Geſ.⸗Sammlung für Niederöſtecreich, 
XIV. Theil, Jahrgang 1832, S. 35. 

„Aerzte und Chirurgen ſollen dem Kranken auch zur Nachtzeit Hilfe 
leiſten.“ Macher's Sanitätsgeſetze, I. Band, S. 140. Graz, Ferſtl'ſche Buch⸗ 
handlung, 1853. N 

Ueber Beſtrafung geringerer Geſetzesübertretungen, für welche weder 
im Strafgeſetze, noch in beſonderen Verordnungen die Strafe bemeſſen iſt. 

) Gegen die von der politiſchen Landesſtelle beſtätigten Straferkenntniſſe 
findet ein weiterer Recurs nicht ſtatt. 


zu dem Geſetze vom 29. Februar 1880 (R. G. Bl. Nr. 37), betreffend die 
Abwehr und Tilgung der Rinderpeſt, erlaſſen werden. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 20. April. 

39. Geſetz vom 25. März 1880, betreffend die Steuerfreiheit von Neu-, 
Um⸗ und Zubauten. 

40. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 30. März 
1880, womit die Anerkennung der evangeliſchen Brüderkirche (Herrnhuter⸗Brüder⸗ 
kirche) ausgeſprochen wird. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 29. April. 

41. Conceſſionsurkunde vom 9. März 1880 für die Locomotiv⸗Eiſenbahn von 
der Station Caslau über Zleb nach Ronow und Zawratetz mit einer Abzweigung 
von Skowitz nach Wrdy und Bueitz. 

42. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 20. April 1880, betreffend 
die Einführung der Abſtempelung der Spielkarten mit einem zweifarbigen 
Stempelzeichen bei dem Tabak- und Stempel-Verſchleißmagazine in Prag. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 5. Mai. 

43. Vertrag vom 15. Mai 1879 wegen Gewährung des Armenrechtes 
zwifchen Oeſterreich⸗Ungarn und Frankreich. 

44. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 15. April 1880, betreffend 
Aenderungen in dem Gebietsumfange der Bezirksgerichtsſprengel Wisniowczyk, 
Budzanow, Buczacz, Trembowla, Kozowa, Podhajce und Czortkow in Oſtgalizien. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 12. Mai. 

45. Verordnung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des 
Finanzminiſteriums vom 18. April 1880, womit die Miniſterialverordnung 
vom 1. Juli 1879 (R. G. Bl. Nr. 94), betreffend die Durchführungsbeſtimmungen 
zum Einquartierungsgeſetze vom 11. Juni 1879 (R. G. Bl. Nr. 93), berichtigt wird. 

46. Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des 
Finanzminiſteriums vom 18. April 1880, womit der unterm 1. Juli 1879 
(R. G. Bl. Nr. 95) verlautbarte Zinstarif für Militärunterkünfte berichtigt wird. 

47. Kundmachung des Handelsminiſters vom 6. Mai 1880 über das 
Erlöſchen jener Beſtimmungen der Conceſſionsurkunde vom 13. November 1872 
(R. G. Bl. Nr. 19 ex 1873), welche ſich auf die Eiſenbahn Mlatz⸗Karlsbad⸗ 
Johann⸗Georgenſtadt beziehen. 

48. Geſetz vom 7. Mai 1880, betreffend den Bau der Arlberg⸗Bahn. | 


(Fortſetzung folgt.) 
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bekannt zu geben und daß es in ſolchen Fällen nicht erm angeln werde, die 
geeigneten Verfügungen zu treffen. 

Die Ausweiſe über Verpflegskoſten⸗Rückſtände, welche von einigen Landes⸗ 
ausſchüſſen und Krankenanſtalten vorgelegt und dem königlich ungariſchen 
Miniſterium des Innern von hieraus zur Einſicht und entſprechenden Ein⸗ 
wirkung mitgetheilt worden ſind, gäben zwar eine ſummariſche Ueberſicht über 
die Rückſtände, konnten jedoch vom königl. ungariſchen Miniſterium des Innern 
bei dem Umſtande, als ſeither immerhin Abſtattungen ſtattgefunden haben werden, 
nicht zur Grundlage einer erfolgreichen Amtshandluug genommen werden, zumal 
auch in dieſen detaillirte, nach Jurisdictionen abgeſonderte Ausweiſe fehlen. 

Um auf die Refundirung dieſer zum Theile aus den früheren Jahren 
herrührenden Rückſtände mit Erfolg hinwirken zu können, erklärte das königlich 
ungariſche Miniſterium des Innern, ſei es zuvörderſt nothwendig, daß diefe 
Rückſtände einer neuen Ueberprüfung unterzogen, die bereits berichtigten Poſten 
geſtrichen und die wirklich noch ausſtehenden Poſten nach Comitaten geordnet 
unter Anfügrung der Namen der Verpflegten, deren Zuſtändigkeitsgemeinde und 
der Zahl und des Datums, unter welchen die betreffende Comitatsbehörde zur 
Einhebung der bezifferten Verpflegskoſten aufgefordert wurde, detaillirt nach« 
gewieſen und die hienach reetificirten Ausweiſe durch die betreffenden Behörden 
an das königlich ungariſche Miniſterium des Innern geleitet werden. 

Schließlich bemerkte das gedachte königlich ungariſche Miniſterium, daß, 
obſchon rückſichtlich der Aufnahms⸗Conſtitute dortlands ausreichende Vorſchriften 
beſtehen, es dennoch die unterſtehenden Behörden und durch dieſe die dort— 
ländigen Krankenanſtalten neuerdings angewieſen habe, der Rechtſchreibung und 
vorſchriftsmäßigen Aufnahme der Tauf⸗ und Zunamen, ſowie der Zuſtändigkeits⸗ 
gemeinden der Pfleglinge, wie nicht minder den Verhandlungen von Refundirungs - 
Angelegenheiten die größte Sorgfalt und Pünktlichkeit zuzuwenden. Dagegen könne 
dem hierortigen Anſinnen, daß den Aufnahms-Conſtituten eine deutſche Ueber- 
ſetzung beigefügt werde, mit Rückſicht auf die diesbezüglich in Ungarn beſtehenden 
Landesgeſetze, nicht entſprochen werden. 

Sollten Anſtände vorkommen, welche die hierortige Intervention erheiſchen, 
ſo iſt dieſelbe in Anſpruch zu nehmen. 


k. k. Miniſteriums des Innern ddo. 12. Juni 1880, 3. 5715, an 
die Landesſtellen, betreffend den Hauſirhandel in Raab. 
Die königlich ungariſche Freiſtadt Raab hat mittelſt Beſchluß vom 


Erlaß des 


12. November v. J. und 23. Februar d. J., Z. 478 reſp. 77, die Ausübung 
Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern an die Landesſtellen vom 18. April des Hauſirhandels auf dem Gebiete der genannten Stadt, unter Aufrechthaltung 
1880, 3. 5473, betreffend Beſtreitung der für diesſeitige Staatsangehörige in des im § 17 des Hauſirpatentes vom 4. September 1852, ſowie im Erlaſſe 
ungariſchen öffentlichen Krankenanſtulten aufgelaufenen Verpflegskoſten. des k. k. Handelsminiſteriums vom 31. December 1855, R. G. Bl. 1856, 
Das Miniſterium des Innern hat der königl. ungariſchen Regierung die Nr. 5, den Bewohnern gewiſſer Gegenden der Monarchie gewährleiſteten Rechte 
Motive mitgetheilt, aus welchen die Landesausſchüſſe der im Reichsrathe ver⸗ verboten und das königlich ungariſche Miniſterium für Ackerbau, Induſtrie und 
tretenen Königreiche und Länder ein Eingehen auf die vorſchußweiſe Beſtreitung Handel dieſen Beſchluß mit dem Erlaſſe vom 7. April 1880, Z. 9151, beſtätigt. 


der für diesſeitige Staatsangehörige in ungariſchen öffentlichen Krankenanſtalten 
aufgelaufenen Verpflegskoſten aus den Landesfonden vor erwieſener Heimats⸗ 
zuſtändigkeit der Verpflegten für unthunlich erachten und die Gründe dargelegt, 
welche für die Beibehaltung des gegenwärtigen Vorganges geltend gemacht wurden. 

Gleichzeitig hat das Miniſterium des Innern die königlich ungariſche 
Regierung um ihre Einwirkung erſucht, damit jene Uebelſtände beſeitigt werden, 
welche als die Haupturſachen der beklagten Verzögerungen im bisherigen Ver⸗ 
fahren ſich fühlbar gemacht haben, um einen befriedigenden Zuſtand in dieſer 
Angelegenheit herbeizuführen. 

In Erwiederung auf dieſe Mittheilung hat das königlich ungariſche 
Miniſterium des Innern unterm 31. März l. J., 3. 12.012, anher eröffnet, | 
daß, nachdem die Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich und Ungarn bezüglich | 
Refun dirung von Verpflegskoſten an die diesſeitigen Landesfonde nur auf 
Grund der vollſten Gegenſeitigkeit erledigt werden können, es 
ſämmtliche unterſtehenden Jurisdictionen und Behörden beauftragt habe, die ſür 
ungariſche Staatsangehörige in öſterreichiſchen öffentlichen Krankenanſtalten auf⸗ 
gelaufenen Verpflegskoſten in Hinkunft nicht mehr vorſchußweiſe, ſondern 
erſt nach erwieſener Heimatszuſtändigkeit an die betreffenden dies⸗ 
ſeitigen Landesfonde zu vergüten. | 

Anbelangend die Beſchwerden, welche von mehreren Landesausſchüſſen 
wegen Saumſeligkeit bei Rückvergütung von Verpflegskoſten an öſterreichiſche 
Krankenanſtalten gegen ungariſche Jurisdictionen erhoben worden find, hat das 
königlich ungariſche Miniſterium des Innern bemerkt, daß bei dem Umſtande, 
als die Beſchwerden nur im Allgemeinen ohne Namhaftmachung der ſaumſeligen 
Jurisdictionen betont werden, die betreffenden Landesausſchüſſe aufzufordern 
wären, concrete Fälle unter Bezeichnung der Behörden, denen eine Saumſeligkeit 
zur Laſt gelegt werden kann, dem königlich ungariſchen Miniſterium direct 


Hievon wird der .. .. mit Beziehung auf den § 10 des Hauſirpatentes 
zur Kenntnißnahme und Verſtändigung der Unterbehörden die Mittheilung 
gemacht. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 14. Juni 1880, 3. 8860, 
betreffend Vezeichnung der Brandzeichen in Anwendung des Rinderpeſtgeſetzes in 
galiziſchen Grenzbezirken. 

Wegen der großen Zahl der politiſchen Bezirke, welche in Galizien in 
das im $ 9 des Rinderpeſtgeſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 37, 


erwähnte Grenzgebiet fallen, haben ſich dort Schwierigkeiten für das Anbringen 


des in der Durchführungs⸗Verordnung vom 12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 38, 
zu § 9 des bezogenen Geſetzes vorgeſchriebenen Brandzeichen ergeben. 

Mit Rückſicht hierauf wird mit dem unter Einem an die k. k. Statt⸗ 
halterei in Lemberg gerichteten Erlaſſe für Galizien genehmigt, daß die dortigen 
Grenzbezirke gleich den Reviſionsbezirken mit arabiſchen Zahlen in fortlaufenden 
Nummern bezeichnet werden und ſonach in dem in Bruchform angebrachten 
Brandzeichen, die ober dem Striche befindliche arabiſche Zahl den politiſchen 
Bezirk, die unter dem Striche ſtehende arabiſche Zahl den Reviſtonsbezirk 
kennzeichnet. = 

Hievon wird die 
in Kenntniß geſetzt. 


.. zur eigenen Wiſſenſchaft und weiteren Verfügung 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Villach Ignaz 
Eiz inger, anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Regierungsrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Rechnungsrevidenten der Linzer Poſt⸗ 
direction Karl Rautenkranz tarfrei den Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes verliehen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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